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Kantonales Tierseuchengesetz 
(Inkraftsetzung)
Kantonale Tierseuchenverordnung 
(vom 6. November 2013)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Es wird eine kantonale Tierseuchenverordnung erlassen.

II. Die kantonale Tierseuchenverordnung vom 26. Juli 2000 wird
aufgehoben. 

III. Das kantonale Tierseuchengesetz vom 24. September 2012 und
die neue Verordnung treten am 1. Januar 2014 in Kraft. Die bisherige
Verordnung wird auf dieses Datum aufgehoben. Wird ein Rechtsmittel
ergriffen, wird über die Inkraftsetzung und die Aufhebung erneut ent-
schieden.

IV. Gegen die Dispositive I–III kann innert 15 Tagen, von der Ver-
öffentlichung an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Zü-
rich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss einen
Antrag und dessen Begründung enthalten.

V. Veröffentlichung diese Beschlusses, der Verordnungsänderung
und der Begründung im Amtsblatt. 

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Der Staatsschreiber:
Heiniger Husi
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Kantonale Tierseuchenverordnung (KTSV)
(vom 6. November 2013)

Der Regierungsrat,

gestützt auf §§ 9 Abs. 2, 10 Abs. 2 und 16 Abs. 2 des kantonalen Tier-
seuchengesetzes vom 24. September 2012 (KTSG),

beschliesst:

A. Allgemeine Bestimmungen

Zuständigkeit § 1. 1 Das Veterinäramt vollzieht die Aufgaben, die das kantonale
Tierseuchengesetz der für das Veterinärwesen zuständigen Direktion
überträgt.

2 Es ist die zuständige Stelle gemäss Art. 6 Abs. 1 Bst. f der Tier-
seuchenverordnung vom 27. Juni 1995 (TSV).

Vollzugsorgane § 2. 1 Die Kantonstierärztin oder der Kantonstierarzt leitet das
Veterinäramt.

2 Sie oder er weist die weiteren im Tierseuchenrecht vorgesehenen
Funktionen Mitarbeitenden des Amts oder Dritten zu.

Schadens-
kommission

§ 3. 1 Der Regierungsrat wählt auf seine Amtsdauer die Mitglie-
der der Schadenskommission nach § 8 Abs. 4 KTSG. Er bestimmt die
Präsidentin oder den Präsidenten sowie die Stellvertretung. Im Übri-
gen konstituiert die Kommission sich selbst.

2 Die Kommission zählt sieben Mitglieder. Davon werden vorge-
schlagen:
a. zwei Mitglieder vom Zürcher Bauernverband,
b. zwei Mitglieder von den Tiergesundheitsdiensten für Rinder, für

Schweine und für Kleinwiederkäuer,
c. je ein Mitglied von der Gesellschaft Zürcher Tierärzte, von der Vet-

suissefakultät der Universität Zürich und von der Schweizerischen
tierärztlichen Vereinigung für Komplementär- und Alternativmedi-
zin.
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3 Die Kommission kann Ausschüsse bilden. Das Veterinäramt führt
das Sekretariat.

4 Die Kommission tagt mindestens einmal jährlich.
5 Sie kann im Zusammenhang mit behördlich angeordneten Prä-

ventionsmassnahmen beim Veterinäramt Auskunft verlangen, in Akten
Einsicht nehmen und ihm Anträge stellen.

B. Prävention und Bekämpfung von Tierseuchen

Aufgaben der 
Lebensmittel-
kontrolle

§ 4. 1 Das Veterinäramt kann in Absprache mit dem Kantonalen
Labor Zürich Lebensmittelkontrolleurinnen und -kontrolleuren die
Kontrolle der Einhaltung von tierseuchenpolizeilichen Vorschriften
und Massnahmen im Verkehr mit Lebensmitteln übertragen.

2 Leitet ein Betrieb die bei ihm anfallenden Speisereste nicht der
Kehrichtentsorgung zu, weist er auf Verlangen der Lebensmittelkont-
rolle nach, dass die Abnehmerin oder der Abnehmer der Speisereste
über eine Bewilligung zur Entsorgung tierischer Nebenprodukte ver-
fügt. Kann er diesen Nachweis nicht erbringen, meldet die Lebens-
mittelkontrolle dem Veterinäramt den Betrieb und die Abnehmerin
oder den Abnehmer.

Meldepflicht 
für Märkte und 
Ausstellungen

§ 5. 1 Wer einen Markt, eine Ausstellung oder eine ähnliche Ver-
anstaltung durchführen und dort Klauentiere, Pferde, Geflügel, Tau-
ben, Hunde, Katzen oder Kaninchen zeigen will, meldet dies dem
Veterinäramt mindestens einen Monat im Voraus. Die Bewilligungs-
pflicht nach Art. 27 Abs. 1 TSV bleibt vorbehalten. 

2 Ausgenommen sind Ausstellungen von wenigen Tieren, sofern
alle Tiere einer Art aus demselben Bestand stammen.

Sömmerung § 6. 1 Alle Klauentiere, die zur Sömmerung auf Sömmerungs-
betriebe (Alpen) verbracht werden, müssen gesund sein. Sie dürfen
nicht Träger einer vom Veterinäramt bezeichneten ansteckenden
Krankheit sein.

2 Wiederkäuer müssen vor dem Alpauftrieb gegen jene Tier-
seuchen geimpft werden, für die das Bundesrecht im betreffenden Jahr
eine Impfung vorschreibt.

3 Schafe sind insbesondere daraufhin zu prüfen, ob sie hinken oder
klinische Anzeichen von infektiöser Augenentzündung aufweisen.
Herden mit hinkenden Schafen sind in den Herkunftsbestand zurück-
zuweisen, bevor sie sich mit anderen Herden mischen können.

a. Gesundheits-
zustand und 
Impfung
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b. Krankheits-
verdacht

§ 7. 1 Die auf der Alp verantwortliche Tierhalterin oder der dort
verantwortliche Tierhalter (Alptierhalterin oder Alptierhalter) sowie
das weitere Alppersonal sind verpflichtet, die Sömmerungstiere gewis-
senhaft zu beobachten und bei Krankheitsverdacht die für den Betrieb
zuständige Tierärztin oder den für den Betrieb zuständigen Tierarzt
beizuziehen.

2 Das Alppersonal trifft alle zumutbaren Vorsichtsmassnahmen
gegen eine Weiterverbreitung von infektiösen Krankheiten.

c. Absonde-
rungspflicht

§ 8. Zusätzlich zur Meldepflicht nach Art. 129 TSV sind alle Tiere
der Rindergattung, die Anzeichen von Verwerfen zeigen oder verwor-
fen haben, sofort von der Herde abzusondern. Sie sind abgesondert zu
halten, bis die tierärztliche Untersuchung abgeschlossen ist.

d. Transport § 9. 1 Klauentiere, die ins Sömmerungsgebiet zu transportieren
sind, dürfen nicht gemeinsam mit Schlacht- oder Handelsvieh aus an-
deren Betrieben transportiert werden. 

2 Der Transport darf nur in gereinigten und desinfizierten Tier-
transportfahrzeugen erfolgen.

e. Begleit-
dokumente 
und Tierlisten

§ 10. 1 Die beim Alpauftrieb der Tiere verwendeten Begleitdoku-
mente gemäss Art. 12 TSV können auch für die Rückführung verwen-
det werden, sofern die Alptierhalterin oder der Alptierhalter auf dem
Dokument bestätigt, dass
a. die Tiere wieder in den Herkunftsbetrieb verbracht werden,
b. die Aussagen des Begleitdokuments gemäss Art. 12 Abs. 2 Bst. h

TSV und Art. 23 Abs. 1 der Tierarzneimittelverordnung vom 18. Au-
gust 2004 unverändert zutreffen.
2 Die dem Begleitdokument zugehörigen Tierlisten können auch

für die Rückführung verwendet werden. Sie werden von der Alptier-
halterin oder dem Alptierhalter nachgeführt, unterzeichnet und mit
den Tieren dem Herkunftsbetrieb zurückgegeben.

Material § 11. 1 Das Veterinäramt beschafft und bewirtschaftet das für die
Prävention, Diagnostik und Bekämpfung von Tierseuchen erforder-
liche Material. Es kann die Verfügbarkeit des Materials dadurch sicher-
stellen, dass es mit Dritten entsprechende Vereinbarungen trifft.

2 Für Massnahmen der Tierseuchenbekämpfung kann es das Mate-
rial kostenlos abgeben.
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C. Tierische Nebenprodukte

Sammelstellen§ 12. 1 Die Gemeinden betreiben kommunale und regionale Sam-
melstellen für tierische Nebenprodukte. Sie können zudem Sammel-
dienste einrichten. 

2 Sie sorgen für den Transport der tierischen Nebenprodukte zu
den regionalen Sammelstellen und stellen die Nebenprodukte dort in
geeigneten Behältern zur Abholung durch die Betreiber der Anlagen
nach § 6 KTSG bereit.

Einlieferung§ 13. 1 Inhaberinnen und Inhaber von tierischen Nebenproduk-
ten bringen diese in die Sammelstelle. Sie können Tierkörper ab 200 kg
der vom Veterinäramt bezeichneten Stelle zur Abholung melden.

2 Die Pflicht zur selbstständigen Entsorgung tierischer Nebenpro-
dukte gemäss Art. 36 Abs. 1 der Verordnung vom 25. Mai 2011 über
die Entsorgung von tierischen Nebenprodukten (VTNP) bleibt vorbe-
halten.

Vereinbarung 
mit Entsor-
gungsbetrieb

§ 14. 1 Der Kanton regelt die Entsorgung tierischer Nebenpro-
dukte nach Art. 37 Abs. 1 VTNP durch Abschluss einer Vereinbarung
mit einem Entsorgungsbetrieb.

2 Die Vereinbarung gilt auch für die Gemeinden.

D. Entschädigungen und Kostenübernahme

Schadens-
bemessung bei 
Präventions-
massnahmen

§ 15. 1 Schäden zufolge behördlich angeordneter Präventions-
massnahmen gemäss § 8 Abs. 1 KTSG werden wie folgt bemessen:
a. bei Tierverlusten einschliesslich Verlust von Bienenvölkern und

deren Waben: nach Art. 75 TSV,
b. bei Aborten von Föten von Zuchtbuchtieren: Wert des Fötus auf-

grund einer Schätzung des Zuchtwertes der Elterntiere, abgestuft
nach Trächtigkeitsmonat,

c. bei Aborten anderer Tiere: Wert des Fötus aufgrund einer Schät-
zung des Nutzwertes des Muttertieres, abgestuft nach Trächtig-
keitsmonat,

d. bei anaphylaktischen Sofortreaktionen und zytotoxischen Reak-
tionen: nach dem Behandlungsaufwand der Tierärztin oder des
Tierarztes.
2 Der Schaden gemäss Abs. 1 lit. c bemisst sich auf höchstens Fr. 330. 
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Entschädigung 
für Tierverluste 
bei Seuchen und 
Präventions-
massnahmen

§ 16. 1 Der Kanton zahlt:
a. 90% des Schadens bei Tierverlusten nach Art. 32 des Tierseuchen-

gesetzes vom 1. Juli 1966 (TSG),
b. 90% des Schadens bei Tierverlusten und Aborten nach § 15 Abs. 1

lit. a–c,
c. den Behandlungsaufwand der Tierärztin oder des Tierarztes bei

Fällen von § 15 Abs. 1 lit. d.
2 Über die Höhe der Entschädigung entscheidet das Veterinäramt.

Es entscheidet in der Regel auf der Grundlage einer Schadensbeurtei-
lung durch eine Schätzungsexpertin oder einen Schätzungsexperten
bzw. von einer Bieneninspektorin oder einem Bieneninspektor. 

3 Das Veterinäramt hört die Eigentümerin oder den Eigentümer
dazu an.

Untersuchungs-, 
Behandlungs- 
und Labor-
kosten

§ 17. 1 Lässt eine Tierärztin oder ein Tierarzt den Verdacht einer
auszurottenden oder zu bekämpfenden Tierseuche selbst abklären
(Art. 61 Abs. 1 TSV), entschädigt das Veterinäramt ihren oder seinen
Aufwand und trägt die Kosten für die erforderlichen Labor- und Patho-
logieuntersuchungen. 

2 Bei zu überwachenden Tierseuchen oder anderen Infektions-
krankheiten entschädigt der Kanton den Aufwand und trägt die Kos-
ten nur dann, wenn das Veterinäramt die Untersuchung angeordnet
hat.

3 Das Veterinäramt legt für jedes Präventionsprogramm fest, wie
Schäden gemäss § 8 Abs. 1 lit. a KTSG zu melden sind und welche Pro-
ben und Daten die Tierärztin oder der Tierarzt erheben muss. Es hört
die Schadenskommission dazu an. Der Kanton entschädigt den Unter-
suchungs- und Behandlungsaufwand der Tierärztin oder des Tierarztes
und trägt die Kosten für die Labor- und Pathologieuntersuchungen.

4 Das Veterinäramt bezeichnet die Laboratorien und Institute, wel-
che die vom Kanton zu finanzierenden Untersuchungen durchführen.
Es berücksichtigt dabei die Höhe des Tarifs, die Güte der Methode und
die Einfachheit der administrativen Abläufe.

Entsorgung § 18. Der Kanton übernimmt die Kosten der Entsorgung von
Tierkörpern und anderen tierischen Nebenprodukten bei 
a. hochansteckenden, auszurottenden und zu bekämpfenden Tier-

seuchen,
b. andern Tierseuchen und andern übertragbaren Krankheiten, wenn

das Veterinäramt hierzu eine Abklärung angeordnet hat.
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Entschädigung 
für weitere Voll-
zugsaufgaben

§ 19. 1 Personen, die im Auftragsverhältnis Tätigkeiten zur Erfül-
lung des Tierseuchenrechts ausüben, werden pauschal oder nach Auf-
wand entschädigt. Der Stundenansatz beträgt höchstens Fr. 180. Sach-
aufwand wird separat entschädigt.

2 Das Veterinäramt kann festsetzen:
a. jährliche Pauschalentschädigungen, 
b. Pauschalen für einzelne Vollzugsaufgaben,
c. Entschädigungen nach Zeitaufwand, 
d. Zuschläge für Nacht-, Sonntags- und Feiertagseinsätze, 
e. Entschädigungen für die Teilnahme an Weiter- und Fortbildungen, 
f. Wegpauschalen,
g. Pauschalen für Sachaufwand.

E. Tierhalterbeiträge und weitere Gebühren

Ordentliche 
Tierhalter-
beiträge

§ 20. 1 Tierhalterinnen und Tierhalter leisten jährlich folgende
ordentlichen Beiträge:
a. für Haustiere der Rindergattung und Büffel älter 

als zweijährig, Bison älter als dreijährig Fr. 2.—
b. für Haustiere der Rindergattung und Büffel 

von vier Monaten bis zweijährig, Bisons bis dreijährig Fr. 1.10
c. für Haustiere der Rindergattung und Büffel 

bis vier Monate Fr. —.45
d. für Tiere der Schweinegattung 

(ausgenommen Saugferkel) Fr. —.45
e. für Tiere der Schaf- und Ziegengattung Fr. —.45
f. für Neuweltkameliden (Lamas, Alpakas) Fr. 2.—
g. für in Gehegen gehaltenes Wild der Ordnung 

Paarhufer, ausgenommen Zootiere Fr. —.45
h. für Equiden Fr. 3.—
i. für Hausgeflügel (Hühnervögel) pro 100 Zuchttiere 

oder Legetiere Fr. 1.10
j. für Hausgeflügel (Hühnervögel) pro 100 Masttiere 

oder Jungtiere Fr. —.45
k. für Hausgeflügel (Gänsevögel) pro 100 Tiere Fr. —.45
l. für Hausgeflügel (Laufvögel) Fr. —.45
m. für Fische, ausgenommen Zierfische, pro 1000 Fische Fr. 1.50
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n. für Fische, ausgenommen Zierfische, pro 1000 Brütlinge Fr. —.45
o. für Bienen, pro Volk Fr. 1.10

2 Der Mindestbeitrag pro Tierhalterin oder Tierhalter beträgt Fr. 30.
3 Die Beiträge werden auf der Grundlage der Tierbestandserhe-

bung gemäss Art. 2 und 5 der Landwirtschaftlichen Datenverordnung
vom 7. Dezember 1998 festgesetzt.

Gebühren § 21. 1 Das Veterinäramt erhebt Gebühren für die Erteilung von
Bewilligungen und für andere Amtstätigkeiten.

2 Der Personalaufwand für solche Amtstätigkeiten wird zu einem
Stundenansatz von Fr. 80 bis Fr. 160 verrechnet, der Sachaufwand nach
den anfallenden Kosten. 

3 Das Veterinäramt kann Pauschalen festlegen. Diese richten sich
nach gemäss Abs. 2 berechneten Durchschnittswerten.

Kostentragung § 22. 1 Die Kosten tierseuchenpolizeilicher Massnahmen tragen:
a. die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller,
b. der Empfängerbetrieb bei Massnahmen anlässlich der Einfuhr von

Tieren und tierischen Produkten,
c. der Herkunftsbetrieb bei Massnahmen anlässlich der Ausfuhr von

Tieren, 
d. der Ausfuhrbetrieb bei Massnahmen betreffend tierische Pro-

dukte,
e. der Sömmerungsbetrieb bei Massnahmen anlässlich der Sömme-

rung von Tieren.
2 Die Kosten können ganz oder teilweise andern Verursacherinnen

und Verursachern tierseuchenpolizeilicher Aufwendungen und Mass-
nahmen überbunden werden, wenn diese ein Verschulden trifft.

F. Datenbearbeitung

Nutzung des 
Informations-
systems des 
Bundes

§ 23. 1 Der Umfang der Zugriffs- und Bearbeitungsrechte gemäss
§ 16 Abs. 1 KTSG richtet sich nach dem Anhang zur Verordnung vom
29. Oktober 2008 über das Informationssystem für den öffentlichen
Veterinärdienst (ISVet-V). 

2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Administratorenrolle (KV-
Admin) gemäss Ziff. 1.1 des Anhangs zur ISVet-V sind die im Veteri-
näramt für das Qualitätsmanagement verantwortliche Person und ihre
Stellvertretung.
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3 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der für die Einheit zuständigen
kantonalen Veterinärbehörde (KV-MA) gemäss dieser Ziffer sind alle
Mitarbeitenden des Veterinäramtes.

4 Beauftragten Dritten sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der für die Landwirtschaft zuständigen Direktion dürfen Zugriffs- und
Bearbeitungsrechte in dem Umfang eingeräumt werden, wie sie den
KV-MA zustehen, höchstens aber insoweit, als dies für die Erfüllung
ihres Auftrags erforderlich ist. Der konkrete Umfang der Zugriffs- und
Bearbeitungsrechte ist im Auftrag festzulegen.

G. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Entnahme 
von Tierhalter-
beiträgen aus 
dem Tier-
seuchenfonds

§ 24. 1 Solange der Tierseuchenfonds einen positiven Saldo auf-
weist, entrichten Tierhalterinnen und Tierhalter Beiträge nur für jene
Tiere, für welche die vorliegende Verordnung, nicht aber das bisherige
Recht eine Beitragspflicht vorsieht. Den Mindestbetrag gemäss § 20
Abs. 2 haben sie in jedem Fall zu entrichten. 

2 Das Veterinäramt berechnet die Höhe der Beiträge für die Hal-
tung von Tieren, für die nach bisherigem Recht Beiträge zu entrichten
gewesen wären. Jährlich im Dezember werden diese Beiträge dem
Tierseuchenfonds belastet und der Betriebsrechnung des Veterinär-
amtes gutgeschrieben. 

3 Deckt das Fondsguthaben diese Beiträge nicht mehr, werden die
Tierhalterbeiträge nach dieser Verordnung berechnet und anteilmäs-
sig gekürzt. 

Fehlende Daten 
für die Berech-
nung nach § 20

§ 25. Solange die für die Berechnungen gemäss § 20 Abs. 3 erfor-
derlichen Angaben zum Tierbestand nicht dem kantonalen Betriebs-
datensystem für landwirtschaftliche Betriebe entnommen werden kön-
nen, erfolgt die Berechnung gestützt auf das Bestandesregister des
Veterinäramtes.
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Begründung

A. Ausgangslage und Zielsetzung

Am 24. September 2012 hat der Kantonsrat ein neues kantonales
Tierseuchengesetz (KTSG) beschlossen. Dieses ersetzt das bisherige
kantonale Tierseuchengesetz vom 13. September 1999. Das neue Gesetz
führt im Wesentlichen zu folgenden Änderungen:
– Tierverluste werden neu auch dann entschädigt, wenn sie nach-

weislich auf behördlich angeordnete Präventionsmassnahmen zu-
rückzuführen sind. 

– Es wird eine beratende Kommission für die Beurteilung von Schä-
den infolge behördlich angeordneter Präventionsmassnahmen ge-
schaffen.

– Der Tierseuchenfonds wird aufgelöst. Die Finanzierung der Prä-
vention und Bekämpfung von Tierseuchen ist neu geregelt.
Ziel der vorliegenden Revision ist es, das kantonale Verordnungs-

recht dem neuen KTSG anzupassen. Da die meisten Bestimmungen
der geltenden Tierseuchenverordnung vom 26. Juli 2000 (aKTSV) auf-
grund des neuen KTSG oder infolge geänderter Vorgaben und Be-
griffe des Bundesrechts anzupassen sind, ist eine Totalrevision ange-
zeigt.

Nach Verabschiedung des KTSG erarbeitete die Gesundheits-
direktion einen Entwurf für eine neue kantonale Tierseuchenverord-
nung (KTSV). Zwischen Juni und August 2013 führte sie dazu ein Ver-
nehmlassungsverfahren durch. Der Verordnungsentwurf wurde von
den Vernehmlassungsadressatinnen und -adressaten grundsätzlich po-
sitiv aufgenommen. Zahlreiche im Vernehmlassungsverfahren geäus-
serte Anliegen konnten aufgenommen werden. Andere Forderungen
mussten unberücksichtigt bleiben; darauf ist bei den Erläuterungen
der einzelnen Paragrafen näher einzugehen.

B. Die wesentlichen Änderungen im Überblick 

Die wesentlichen Änderungen der neuen kantonalen Tierseuchen-
verordnung sind: 
– Die Entsorgung tierischer Nebenprodukte (bisher tierische Abfälle

genannt) aus den Gemeinden soll wie bisher organisiert werden.
Die Bestimmungen sind jedoch der neuen Terminologie des Bun-
desrechts anzupassen. Die Kosten, welche die Gemeinden zu tragen
haben, sind nach dem neuen Tierseuchengesetz durch Verfügung
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der Gesundheitsdirektion zu regeln. Das bisherige aufwendige Sys-
tem der Verrechnung mit Akontozahlungen soll durch einen Ge-
bührentarif nach Gewicht und Transportaufwand abgelöst werden. 

– Die Kostentragung bei der Prävention und Bekämpfung von Tier-
seuchen und anderen übertragbaren Krankheiten soll inhaltlich
wie bisher geregelt werden. Der Aufbau und die Formulierung der
Verordnungsbestimmungen sind jedoch anzupassen, da die Kosten
über die Betriebsrechnung und nicht wie bisher über den Tier-
seuchenfonds abzuwickeln sind. Was die Beteiligung der Tierhalte-
rinnen und Tierhalter an den Kosten betrifft, sollen in der neuen
Verordnung nur die ordentlichen Beiträge geregelt werden. Zur-
zeit schreibt der Bund kein besonderes Bekämpfungs- oder Präven-
tionsprogramm vor, sodass sich die Festlegung von ausserordent-
lichen Beiträgen erübrigt. 

– Darüber hinaus soll mit der vorliegenden Verordnung die kanto-
nale Vollzugsorganisation den Entwicklungen des Bundesrechts
angepasst werden. Weiter enthält die Verordnung Ausführungs-
bestimmungen über die Schadenskommission und die Schadens-
bemessung. 

C. Erläuterung der einzelnen Bestimmungen

§ 1. Zuständigkeit
§ 1 Abs. 2 KTSG weist den Vollzug der Tierseuchengesetzgebung

der für das Veterinärwesen zuständigen Direktion des Regierungsrates
zu, soweit durch Gesetz und Verordnung nichts anderes bestimmt ist.
Innerhalb der Gesundheitsdirektion ist das Veterinäramt (VETA) hier-
für zuständig. Zur Tierseuchengesetzgebung gehören das Tierseuchen-
gesetz des Bundes vom 1. Juli 1996 (TSG; SR 916.4) und die dazu er-
gangenen Ausführungserlasse, ferner das kantonale Tierseuchengesetz. 

Die Zuständigkeit des VETA für den Vollzug der Tierseuchen-
gesetzgebung ist umfassend zu verstehen: Das VETA ist für alle Auf-
gaben zuständig, welche die Tierseuchengesetzgebung dem Kanton
zuweist (unter Vorbehalt abweichender Regelungen in andern kanto-
nalen Erlassen). In diesem Sinne kommen dem VETA beispielsweise
folgende Aufgaben zu:
– Das VETA organisiert den kantonalen seuchenpolizeilichen Dienst

(Art. 3 Abs. 1 TSG).
– Es entscheidet über den Beizug von Organisationen zur Mitwir-

kung beim Vollzug des Tierseuchengesetzes (Art. 7 Abs. 1 TSG).
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– Es trifft alle Massnahmen, um das Auftreten und die Ausdehnung
von Tierseuchen zu verhindern (Art. 9 TSG).

– Es nimmt Meldungen über den Ausbruch einer Seuche und über
Verdachtsfälle entgegen (Art. 11 Abs. 3 TSG).

– Es stellt Begleitdokumente für Tierbewegungen in Gebieten mit
erhöhter Seuchengefahr aus (Art. 15 Abs. 2 Bst. a TSG).

– Es nimmt Meldungen von Tierhaltungen mit Klauentieren, Equi-
den, Hausgeflügel, Fischen und Bienen entgegen und erfasst die
Meldungen in einem Register (Art. 15a Abs. 2 TSG; Art. 7, 14 und
18a Tierseuchenverordnung, TSV; SR 916.401).

– Es sorgt für die Registrierung von Hunden (Art. 30 Abs. 2 TSG).
– Es leistet Entschädigungen für Tierverluste bei Tierseuchen (Art. 31

TSG).
– Es richtet Prämien für die behördlich angeordnete Beseitigung von

Wild aus (Art. 35 TSG).
– Es veröffentlicht regelmässig und in geeigneter Form Empfehlun-

gen und Hinweise auf die bei der Sömmerung und dem Grenzwei-
degang zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften (vgl. § 11g alt
KTSV).

– Es nimmt Meldungen über umgestandene Schafe, Ziegen und
Schweine entgegen (Art. 61 Abs. 1bis TSV).

– Es beaufsichtigt die Entsorgung tierischer Nebenprodukte (TNP)
und kontrolliert periodisch die dazu bestehenden Anlagen und
weiteren Betriebe (Art. 45 und 46 Verordnung über die Entsor-
gung tierischer Nebenprodukte, VTNP; SR 916.441.21).
Kraft abweichender kantonaler Zuständigkeitsregelungen ist das

VETA jedoch in folgenden Bereichen nicht zuständig:
– Verfolgung und Beurteilung strafbarer Handlungen gegen das

Tierseuchengesetz (Art. 52 Abs. 1 TSG). Übertretungen werden
grundsätzlich von den Statthalterämtern geahndet,

– Erlass generell-abstrakter Regelungen, beispielsweise die Festset-
zung des Entschädigungssatzes nach Art. 36 Abs. 2 Satz 2 TSG.
Das VETA nimmt auch jene Aufgaben wahr, welche die Tier-

seuchenverordnung der «zuständigen kantonalen Stelle» oder der
«vom Kanton bezeichneten Stelle» zuweist.
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§ 2. Vollzugsorgane
Das Tierseuchenrecht des Bundes und des Kantons bezeichnet

einige Vollzugsorgane und weist ihnen Aufgaben und Kompetenzen
zu. Dazu zählen:
– die Kantonstierärztin oder der Kantonstierarzt (vgl. Art. 3 Ziff. 1

TSG; Art. 300 und 301 TSV),
– die weiteren amtlichen Tierärztinnen und Tierärzte (vgl. Art. 3

Ziff. 1 TSG; Art. 302 TSV),
– die Bieneninspektorinnen und -inspektoren (vgl. Art. 5 Abs. 2 TSG;

Art. 308–310 TSV; § 16 Abs. 2 KTSV),
– die amtlichen Fachexpertinnen und -experten (vgl. Art. 1 Bst. d

Verordnung über die Aus-, Weiter- und Fortbildung der Personen
im öffentlichen Veterinärwesen, SR 916.402),

– die amtlichen Fachassistentinnen und -assistenten (vgl. Art. 1 Bst. f
der genannten Ausbildungsverordnung),

– die Schadenskommission (vgl. § 8 Abs. 4 KTSG und § 3 KTSV),
– die Schätzungsexpertinnen und -experten (vgl. § 16 Abs. 2 KTSV).

§ 2 regelt, dass die Kantonstierärztin oder der Kantonstierarzt das
VETA leitet (Abs. 1), weshalb sie oder er – als Amtschefin oder Amts-
chef – vom Regierungsrat gewählt wird. Weitere im Tierseuchenrecht
vorgesehene Vollzugsorgane sind grundsätzlich den Mitarbeitenden
des VETA übertragen, wobei die Chefin oder der Chef des VETA für
die Funktionszuweisung zuständig ist. Bei Bedarf kann die Leiterin
oder der Leiter indessen auch aussenstehende Dritte mit solchen
Funktionen betrauen (Abs. 2). In diesem Fall ernennt sie oder er die
Funktionsträgerinnen und -träger förmlich und weist ihnen die Aufga-
ben und Kompetenzen zu. In diesem Sinne werden heute die meisten
Bieneninspektorinnen und -inspektoren sowie, in Randregionen, ein-
zelne amtliche Tierärztinnen und Tierärzte für die Fleischkontrolle in
Kleinschlachtbetrieben eingesetzt.

Das Bundesrecht regelt ferner die Mitwirkungspflichten von nicht
amtlichen Tierärztinnen und Tierärzten (vgl. Art. 3 Ziff. 2 TSG) und
von Gemeinden und Organisationen (Art. 7 TSG). So haben nicht nur
Gemeinden und Polizeibehörden das VETA als seuchenpolizeiliches
Organ zu unterstützen, sondern auch der milchwirtschaftliche Bera-
tungsdienst, die Tiergesundheitsdienste, die Lebensmittelkontrolle und
die für die Jagd und Fischerei zuständige kantonale Behörde (Art. 294
TSV). Bei Grossereignissen wie z.B. bei einem Vogelgrippe-Seuchen-
zug finden zudem die Bestimmungen der Bevölkerungsschutzgesetz-
gebung von Bund und Kanton Anwendung.
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Entgegen einer Anregung in der Vernehmlassung ist es weder not-
wendig noch sinnvoll, die Vollzugsorganisation des Tierseuchenwesens
weitergehend zu regeln. Das Bundesrecht verpflichtet die Kantone
einzig zu einer Organisation, die geeignet ist, die wirksame Durchfüh-
rung des Tierseuchenrechts des Bundes zu sichern (Art. 3 Ziff. 3 TSG).
Dieser Vorgabe kann auch nachgekommen werden, indem die Voll-
zugsorganisation weitgehend in die Hand der Chefin oder des Chefs
des VETA gelegt wird. Die damit geschaffene Flexibilität ermöglicht
es, die Vollzugsorganisation den konkreten, situationsbezogenen Be-
dürfnissen anzupassen.

§ 5 aKTSV bezeichnete die Bezirkstierärztinnen und Bezirkstier-
ärzte als amtliche Tierärzte. Im Rahmen der Professionalisierung des
Veterinärdienstes wurden die Kleinstpensen der Bezirkstierärztinnen
und Bezirkstierärzte zusammengefasst und amtlichen Tierärztinnen
und Tierärzten zugewiesen, die mit grösseren Pensen als Angehörige
des VETA arbeiten. Die amtliche Tierärztinnen und Tierärzte werden
regional eingesetzt.

§ 3. Schadenskommission
§ 8 KTSG sieht vor, Tierhalterinnen und Tierhaltern Schäden bei

Tieren zu entgelten, die glaubhaft auf Präventionsmassnahmen zu-
rückzuführen sind, und verpflichtet den Regierungsrat, eine beratende
Kommission zur Schadensbeurteilung einzusetzen. Abs. 1 sieht deshalb
vor, dass der Regierungsrat die sieben Kommissionsmitglieder zu wäh-
len und die Präsidentin oder den Präsidenten zu bezeichnen hat; im
Übrigen hat sich die Kommission selbst zu konstituieren. Die Kommis-
sion wird auch dann einzusetzen sein, wenn aktuell keine staatlich ver-
ordneten Präventionsmassnahmen notwendig sind. Die Kommission
soll mindestens einmal jährlich tagen (Abs. 4). Die Details zur Arbeits-
weise sowie zu den Rechten und Pflichten der Kommission sind in
einem Reglement festzulegen.

Die Mitglieder der Kommission werden auf Vorschlag verschiede-
ner Organisationen gewählt. Das Recht, dem Regierungsrat je ein Mit-
glied zur Wahl vorzuschlagen, steht der Gesellschaft Zürcher Tierärzte,
der Vetsuissefakultät der Universität Zürich und der Schweizerischen
tierärztlichen Vereinigung für Komplementär- und Alternativmedizin
zu. Je zwei Mitglieder sollen der Zürcher Bauernverband (ZBV) und
die Tiergesundheitsdienste für Rinder, für Schweine und für Klein-
wiederkäuer vorschlagen können (Abs. 2). Bei Letzteren handelt es
sich um private Organisationen, die unter anderem Beratungs-, Infor-
mations- und ähnliche Dienstleistungen zur Erhaltung der Tiergesund-
heit erbringen. Können sich die drei Organisationen nicht auf einen
Zweiervorschlag einigen, kann jede von ihnen dem Regierungsrat ein
Mitglied zur Wahl vorschlagen.
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Die Kommission kann Ausschüsse bilden. Das Sekretariat der Kom-
mission wird vom VETA geführt (Abs. 3). Das Sekretariat stellt die
Entscheidungsgrundlagen der Kommission bereit. Wenn beispiels-
weise der Kanton im Auftrag des Bundes ein Impfprogramm durchzu-
führen hat, wird das Sekretariat den Kommissionsmitgliedern Daten
über die Impfstoffe und deren Schädigungspotenzial zur Verfügung
stellen. Ebenso wird das Sekretariat der Kommission Vorschläge un-
terbreiten, was zu untersuchen ist, um einen zu entschädigenden Scha-
den zu verifizieren. Das Sekretariat bildet so die Schnittstelle zur kan-
tonalen Verwaltung.

Schliesslich regelt diese Bestimmung, dass die Kommission bei be-
hördlich angeordneten Präventionsmassnahmen jederzeit beim VETA
Auskunft verlangen, Akteneinsicht nehmen sowie beim VETA An-
träge stellen kann (Abs. 5). 

In der Vernehmlassung wurde angeregt, dass auch die Imker in der
Schadenskommission vertreten sein sollen (vgl. Abs. 2). Dieser Anre-
gung wird nicht gefolgt, denn nach heutigem Kenntnisstand sind staat-
lich angeordnete Präventionsmassnahmen bei Bienen(-völkern) kaum
vorstellbar. Die Kommission kann aber bei Bedarf jederzeit eine Ver-
tretung der Imkerinnen und Imker beiziehen. 

Ferner wurde in der Vernehmlassung angeregt, die Kommission
nur mit fünf Mitgliedern zu besetzen, da eine kleine und damit über-
schaubare Kommission agiler und funktionsfähiger sei. Auch diese
Anregung wird nicht übernommen, denn eine fachlich ausgewogene
Zusammensetzung setzt eine gewisse Kommissionsgrösse voraus. Die
Kommission soll so gross sein, dass ihre Mitglieder Wissen und Erfah-
rung aus verschiedenen Bereichen einbringen können.

Nicht übernommen wird schliesslich der Vorschlag, dass je eines
der Mitglieder des ZBV die konventionell und die biologisch produ-
zierenden Produzenten vertreten soll. Der Begriff des konventionellen
Landbaus lässt sich nicht scharf abgrenzen. Dem ZBV steht es aber
frei, dem Regierungsrat entsprechende Mitglieder zur Wahl vorzu-
schlagen. 

§ 4. Aufgaben der Lebensmittelkontrolle
Art. 295 Abs. 1 TSV verpflichtet die Organe der Lebensmittelkont-

rolle zur Mitwirkung beim Vollzug des Tierseuchenrechts. Die vorlie-
gende Bestimmung konkretisiert dies, indem das VETA den Lebens-
mittelkontrolleurinnen und -kontrolleuren die Kontrolle der Einhaltung
von tierseuchenpolizeilichen Vorschriften und Massnahmen im Ver-
kehr mit Lebensmitteln übertragen kann. Das VETA handelt dabei in
Absprache mit dem Kantonalen Labor Zürich, das für die Lebensmit-
telkontrolle im Kanton zuständig ist (Abs. 1). Eine solche Regelung ist
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sinnvoll, weil im Kanton Zürich die Lebensmittelkontrolleurinnen und
-kontrolleure teilweise in der Zuständigkeit der Gemeinden arbeiten.

Ferner regelt die Bestimmung die Aufgaben der Lebensmittelkont-
rolleurinnen und -kontrolleure bei der Überwachung der Einhaltung
der tierseuchenpolizeilichen Bestimmungen über die Speiseresten aus
Kollektivküchen (Gaststätten, Mensen usw.; Abs. 2). Seit einigen Jah-
ren dürfen in der gesamten EU Speisereste nicht mehr an Schweine
oder Geflügel verfüttert werden, auch nicht unter sichernden Bedin-
gungen. Um dies sicherzustellen, müssen Abnehmerinnen und Abneh-
mer solcher Speiseresten eine Bewilligung einholen, auch wenn die
Speisereste zur Verarbeitung in Biogasanlagen vorgesehen sind (Art. 11
Abs. 1 in Verbindung mit Anhang 1 Ziff. 1 VTNP). In diesem Zusam-
menhang müssen Lebensmittelkontrolleurinnen und -kontrolleure bei
der Visitation von Gaststätten und kollektiven Haushaltungen prüfen,
ob eine solche Bewilligung vorliegt. Sie prüfen dies anhand der regel-
mässig beim Betrieb hinterlegten Kopie der Abnehmerbewilligung
oder der vom VETA publizierten Liste der Bewilligungsinhaberinnen
und -inhaber (Transporteure und Verarbeiter). Auch ausserkantonale
Abnehmerinnen und Abnehmer händigen ihren Kundinnen und Kun-
den in der Regel eine Kopie der Bewilligung aus. Kann der Bewilligungs-
nachweis nicht erbracht werden, hat die Lebensmittelkontrolleurin
oder der Lebensmittelkontrolleur den Betrieb und die Abnehmerin
oder den Abnehmer dem VETA zu melden.

§ 5. Meldepflicht für Märkte und Ausstellungen
Dem bisherigen Recht folgend sieht Abs. 1 lediglich eine Melde-

pflicht vor für die Durchführung von Märkten, Ausstellungen und ähn-
lichen Veranstaltungen mit Klauentieren, Pferden, Geflügel, Hunden,
Katzen oder Kaninchen, also Veranstaltungen, die nach Tierschutz-
und Tierseuchenrecht des Bundes nicht bewilligungspflichtig sind. Bei
erhöhter Seuchengefahr ermöglicht diese Meldepflicht, die für die ein-
zelnen Veranstaltungen nötigen sichernden Massnahmen zu ergreifen. 

Keine Meldepflicht besteht für Ausstellungen von wenigen Tieren,
sofern alle Tiere einer Art aus demselben Bestand stammen (Abs. 2).
Denn bei solchen Ausstellungen sind die tierseuchenpolizeilichen Risi-
ken wesentlich kleiner. Für den Begriff «wenige Tiere» dürften in der
Praxis in etwa folgende Richtgrössen zur Anwendung kommen:
– grosse Tiere wie Rinder oder Pferde: rund 10 Tiere,
– mittelgrosse Tiere wie Schweine, Ziegen oder Schafe: rund 15 Tiere,
– kleine Tiere wie Geflügel oder Hasen: zwischen 20 und 30 Tiere.

In der Vernehmlassung wurde angeregt, dass die Meldepflicht nur
bei einer vom VETA deklarierten Seuchenlage für die entsprechende
Tiergattung gelten soll. Andernfalls entstünden unter Umständen
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sinnlose Mehrkosten und administrative Mehraufwendungen. Dieser
Anregung kann nicht gefolgt werden, denn nach Art. 27 Abs. 1 TSV
besteht eine vorbehaltlose Meldepflicht für Viehmärkte. Nach Abs. 3
dieser Bestimmung gilt die Vorschrift auch für «Viehausstellungen,
Viehauktionen und ähnliche Veranstaltungen». Als Vieh gelten Haus-
tiere der Pferde-, Rinder-, Schaf-, Ziegen- und Schweinegattung (Art. 6
lit. u TSV). Bei diesen Tieren ist eine Relativierung der Meldepflicht
im Sinne der Vernehmlassung von Bundesrechts wegen ausgeschlos-
sen. Die «Sinngemäss-Klausel» von Art. 27 Abs. 3 TSV führt zudem zu
einer Meldepflicht für andere Tierarten, denn Art. 27 ff. TSV betrifft
nicht nur Vieh, sondern z.B. auch Hunde, Katzen, Kaninchen und Ge-
flügel (vgl. Art. 30 Abs. 2 TSV). Eine Differenzierung der Meldepflicht
nach Tierarten würde zudem den Vollzug der Meldepflicht beeinträch-
tigen. Mit der allgemeinen Meldepflicht wird eine klare und einfache
Regelung geschaffen. 

§ 6. Sömmerung; a. Gesundheitszustand und Impfung
Art. 32 TSV schreibt den Kantonen vor, seuchenpolizeiliche Vor-

schriften über die Sömmerung zu erlassen. Die vorliegende Bestim-
mung wurde im Wesentlichen aus der bisherigen Verordnung über-
nommen, jedoch allgemeiner gefasst, indem sämtliche Impfungen
vorzunehmen sind, die von Bundesrechts wegen für das betreffende
Jahr vorgeschrieben sind (Abs. 2). 

In dieser Bestimmung ist von Sömmerungsbetrieben (Alpen) die
Rede (Abs. 1). Darunter sind landwirtschaftliche Betriebe zu verste-
hen, die ganzjährig eigene Tiere und zudem während der Sömme-
rungszeit Tiere aus andern Tierhaltungen halten. Gleichgestellt sind
Betriebe, die im Sommer nur Tiere aus anderen Betrieben halten (vgl.
Art. 7 und 9 Landwirtschaftliche Begriffsverordnung vom 7. Dezem-
ber 1998, SR 910.91).

Nach Abs. 1 müssen die auf Alpen zu verbringenden Klauentiere
gesund und frei von Trägern einer ansteckenden Krankheit sein. Letz-
teres ist im Ersten nicht enthalten: Tiere können Träger einer anste-
ckenden Krankheit sein, aber z.B. aufgrund einer Immunität gesund
sein.

§§ 7–9 b. Krankheitsverdacht; c. Absonderungspflicht; d. Transport
Die Bestimmungen wurden inhaltlich unverändert aus der bisheri-

gen Verordnung übernommen (§§ 11b–11d aKTSV). Die Begründun-
gen der erst 2007 erlassenen Regelungen (vgl. ABl 2007, 1056) gelten
weiterhin.
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§ 10. e. Begleitdokumente und Tierlisten
Nach Art. 12 TSV muss der Halter eines Klauentiers ein Begleit-

dokument ausstellen, wenn er es in eine andere Tierhaltung verbringt.
Abs. 1 vereinfacht die Praxis dieser Vorschrift in dem Sinne, dass die
beim Alpauftrieb verwendeten Begleitdokumente auch für die Rück-
führung der Tiere verwendet werden können. Dies gilt allerdings nur
dann, wenn die Alptierhalterin oder der Alptierhalter auf dem Doku-
ment bestätigt, dass die Tiere in ihren Herkunftsbetrieb verbracht
werden und dass gewisse tierseuchenrelevante Angaben auf dem Do-
kument unverändert zutreffen, nämlich: (1) Es gelten keine seuchen-
polizeilichen Sperrmassnahmen (Art. 12 Abs. 2 Bst. h TSV), (2) weder
sind die Tiere krank, noch haben sie sich verletzt und (3) es laufen keine
Absetzfristen nach einer Behandlung mit Tierarzneimitteln (Art. 23
Abs. 1 Bst. a und b Tierarzneimittelverordnung (SR 812.212.27). 

Alptierhalterinnen und Alptierhalter müssen die beim Auftrieb er-
haltenen Tierlisten nachführen, unterzeichnen und mit den Tieren an
den Herkunftsbetrieb zurückgeben (Abs. 2). Bei den Tierlisten handelt
es sich um eine Ergänzung zum Begleitdokument nach Abs. 1 und
Art. 12 TSV; sie werden dann verwendet, wenn der Platz auf dem Be-
gleitdokument für die Angaben zu allen Tieren nicht ausreicht. Sie
kommen bei Rindern zum Einsatz, wo die Tiere einzeln bezeichnet
werden und nicht bloss Angaben über die ganze Herde gemacht wer-
den. Auf den Tierlisten sind nur die Tier-Nummern gemäss Ohrmar-
ken, die Geburtsdaten und das Geschlecht der Tiere aufzuführen, mit-
hin weniger Angaben als im Verzeichnis der Klauentiere nach Art. 8
TSV, in dem auch die Zu- und Abgänge der in einem Betrieb vorhan-
denen Tiere sowie zusätzliche Kennzeichen der Tiere enthalten sind. 

§ 11. Material
Als für den Vollzug der Tierseuchengesetzgebung zuständige Be-

hörde ist das VETA verpflichtet, das für Prävention, Diagnostik und
Bekämpfung notwendige Material einschliesslich Gerätschaften und
Desinfektionsmittel bereitzustellen und bereitzuhalten (vgl. Art. 10a
TSG sowie Art. 74 Abs. 3 und Art. 301 Abs. 1 Bst. h TSV; Abs. 1 Satz 1).
Diese Vorsorge ist so zu gestalten, dass auch hochansteckende Tier-
seuchen bewältigt werden können. Grössere Mengen an Desinfek-
tionsmitteln werden heute mittels Liefervereinbarungen mit Herstel-
lerfirmen sichergestellt; Abs. 1 Satz 2 schafft die Rechtsgrundlage für
dieses Vorgehen. Bei Ausrottungs-, Überwachungs- oder Präventions-
programmen werden die notwendigen Materialien (z.B. Ohrstanzohr-
marken, Impfstoff, Tuberkulin) im Hinblick auf die einzelnen Pro-
gramme beschafft. 
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Nach Abs. 2 kann das VETA das für die Tierseuchenbekämpfung
erforderliche Material, insbesondere Desinfektionsmittel für den Seu-
chenfall, kostenlos abgeben. 

§ 12. Sammelstellen
Nach § 5 KTSG stellen die Gemeinden das Sammeln und Zwi-

schenlagern von tierischen Nebenprodukten sicher, soweit die Inhabe-
rin oder der Inhaber nicht selbst für die Entsorgung verantwortlich ist.
Die Direktion kann die Einzugsgebiete der Sammelstellen festlegen.
In Konkretisierung von § 5 KTSG hält die vorliegende Bestimmung
fest, dass die Gemeinden kommunale und regionale Sammelstellen für
tierische Nebenprodukte betreiben, wobei sie ergänzend dazu auch
Sammeldienste einrichten können (Abs. 1). Bei diesen Aufgaben kön-
nen sie wie bisher mit andern Gemeinden zusammenarbeiten, solange
der Bevölkerung die örtliche Distanz zur Sammelstelle zugemutet wer-
den kann.

Die Gemeinden haben auch den Transport der tierischen Neben-
produkte zu den regionalen Sammelstellen sicherzustellen und diese
zur Abholung durch den von der Direktion bestimmten Verwertungs-
betrieb bereitzustellen, unter Verwendung von geeigneten Behältern
(Abs. 2), das heisst genormten 800-Liter-Containern. Damit soll er-
reicht werden, dass sich der Abholdienst zufolge Verwendung unter-
schiedlicher Gebindetypen nicht unnötig verteuert.

§ 13. Einlieferung
Inhaberinnen und Inhaber von tierischen Nebenprodukten haben

diese in die von der Gemeinde bezeichnete Sammelstelle einzuliefern.
Tierkörper ab 200 kg können sie jedoch der vom VETA bezeichneten
Stelle zur Abholung beim Tierhaltungsbetrieb melden (Abs. 1). Diese
Bestimmung konkretisiert die Regelung von Art. 36 Abs. 3 VTNP. Für
die Abholung von Grosstierkörpern ist zurzeit die TMF Extraktions-
werk AG, Bazenheid, zuständig. Diese Dienstleitung ist Teil des zwi-
schen dem Kanton und der AG geschlossenen Vertrags. 

Um Missverständnissen vorzubeugen, wird die Pflicht nach Art. 36
Abs. 1 VTNP zur selbstständigen Entsorgung tierischer Nebenprodukte
von Personen und Betrieben, bei denen solche Produkte durch ihre
gewerbsmässige Tätigkeit anfallen, ausdrücklich vorbehalten (Abs. 2).
Angesprochen sind hier insbesondere Metzgereien, Fleischverarbei-
tungsbetriebe und Schlachtbetriebe; diese können die Entsorgungs-
infrastruktur von Kanton und Gemeinden nicht beanspruchen.
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§ 14. Vereinbarung mit Entsorgungsbetrieben
Nach Art. 37 VTNP sind die Kantone für die Entsorgung tierischer

Nebenprodukte verantwortlich, die nicht bei der gewerbsmässigen
Gewinnung oder Verarbeitung von Erzeugnissen tierischer Herkunft
anfallen (Abs. 1). Betreibt ein Kanton keine eigene Anlage zur Ent-
sorgung solcher Nebenprodukte, hat er die Entsorgung durch eine
Vereinbarung mit einem Entsorgungsbetrieb sicherzustellen (Abs. 3).
Da der Kanton Zürich keine eigene Entsorgungsanlage betreibt, hat er
eine entsprechende Vereinbarung abzuschliessen (Abs. 1; die Zustän-
digkeit zum Abschluss dieser Verträge richtet sich nach den Regelun-
gen über die Ausgabenkompetenzen). Zurzeit besteht eine Vereinba-
rung mit der TMF Extraktionswerk AG, Bazenheid (vgl. RRB Nr. 1410/
2011). 

Um weiterhin eine kostengünstige Sammellogistik und Entsorgung
sicherstellen zu können, soll diese Vereinbarung auch für die Gemein-
den gelten (Abs. 2). Die Gemeinden sind deshalb nicht frei, einen an-
deren Entsorgungsbetrieb zu wählen.

§ 15. Schadensbemessung bei Präventionsmassnahmen
Über das Bundesrecht hinausgehend, entschädigt der Kanton Tier-

halterinnen und Tierhalter auch dann, wenn bei Tierverlusten, Aborten
und bei gewissen tierärztlich zu behandelnden allergischen Reak-
tionen ein Zusammenhang mit behördlich angeordneten Präventions-
massnahmen glaubhaft ist (§ 8 Abs. 1 lit. a KTSG). In Konkretisierung
dieser Bestimmung regelt § 15, wie hoch in solchen Fällen der Schaden
ist. Welchen Anteil des Schadens der Kanton übernimmt, wird in § 16
geregelt.

Kommt es infolge einer Präventionsmassnahme zu einem Verlust
des Tieres, bemisst sich der Schaden nach Art. 75 TSV (Abs. 1 lit. a). Es
gilt damit die gleiche Regelung wie im Seuchenfall. Bei Aborten wird
der Schaden aufgrund des Zucht- oder Nutzwertes der Elterntiere bzw.
des Muttertiers bemessen, wobei hier nach Trächtigkeitsmonat zu dif-
ferenzieren ist (Abs. 1 lit. b und c). Bei allergischen Reaktionen be-
misst sich der Schaden nach dem tatsächlichen Behandlungsaufwand
der Tierärztin oder des Tierarztes (Abs. 1 lit. d). Grundlage für die
Schadensbemessung bildet die Rechnung der Tierärztin oder des Tier-
arztes, die auf der Zahl der Betriebsbesuche, den einzelnen tierärzt-
lichen Handlungen und den Tierarzneimittelkosten beruht. Das VETA
prüft die Rechnungen und kürzt sie gegebenenfalls.

Bei Aborten von Nutztieren wird der Schaden auf maximal Fr. 330
festgelegt (Abs. 2). Bei Rindern wird dieser Entschädigungsrahmen je
nach Trächtigkeitsmonat ausgeschöpft werden. Bei Schafen dürfte der
grösstmögliche Schadenswert bei Fr. 80 liegen. Bei Zuchtbuchtieren
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der Rinder- und der Pferdegattung kann die Schadensbemessung einen
höheren Wert ergeben.

§ 16. Entschädigung für Tierverluste bei Seuchen- und Präven-
tionsmassnahmen

Die Schadensbemessung nach § 15 ist von der Festsetzung der zu
entrichtenden Entschädigung zu unterscheiden (vgl. auch Art. 36 Abs. 1
und 2 TSG): Der Kanton entschädigt den Tierhalterinnen und Tierhal-
tern nur einen Teil des nach § 15 bzw. nach Art. 36 Abs. 1 TSG festge-
legten Schadens. Der Festsetzung der Entschädigung geht deshalb in
der Regel eine Schätzung der Tiere voraus. Bei Tierverlusten zufolge
Seuchen sind dabei die bundesrechtlich festgelegten Höchstbeträge zu
beachten (Art. 75 TSV). 

Die Kantone haben die Entschädigungen so festzulegen, dass die
Geschädigten zwischen 60% und 90% des Schätzungswertes erhalten
(Art. 36 Abs. 2 TSG). Der Zürcher Gesetzgeber hat die Festlegung des
Entschädigungssatzes dem Regierungsrat übertragen (§ 9 Abs. 2 KTSG).
Wie bisher (§ 16 aKTSV) sollen Tierverluste infolge Tierseuchen zum
bundesrechtlichen Höchstsatz von 90% entschädigt werden (Abs. 1 lit. a).
Der gleiche Satz soll auch für glaubhafte Tierverluste und Aborte in-
folge Präventionsmassnahmen gelten (Abs. 1 lit. b). Die Behandlungs-
kosten der Tierärztin oder des Tierarztes im Fall von glaubhaften aller-
gischen Reaktionen sollen jedoch vollständig übernommen werden
(Abs. 1 lit. c).

Das Verfahren ist inhaltlich gleich wie bisher geregelt. Über die
Höhe der Entschädigung entscheidet formell das VETA, und zwar meist
auf der Grundlage der Schadensbeurteilung (Schadensschätzung) durch
Schätzungsexpertinnen und -experten bzw. von Bieneninspektorinnen
und -inspektoren (Abs. 2). Einfache Fälle wie die Schadensbestim-
mung bei Aborten von Nutztieren erledigt das VETA selbst. Auch bei
hochansteckenden Tierseuchen kann der Fall eintreten, dass Scha-
densexpertinnen und -experten keinen Zugang zum Gehöft erhalten,
sodass das VETA den Schaden aufgrund der vorhanden Zuchtpapiere
und weiterer Informationen selbst bestimmt. 

Vor Festsetzung der Entschädigung gewährt das VETA der Eigen-
tümerin oder dem Eigentümer des Tieres rechtliches Gehör (Abs. 3).

§ 17. Untersuchungs-, Behandlungs- und Laborkosten
Nach § 10 Abs. 1 KTSG übernimmt der Kanton ganz oder teilweise

die Kosten, die im Zusammenhang mit der Prävention und Bekämp-
fung von Tierseuchen oder andern übertragbaren Krankheiten anfallen.
Unter anderem geht es hier um die Kosten für Laboruntersuchungen
(lit. b) und um «Dienstleistungen und Aufwendungen für Gerätschaf-
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ten und Verbrauchsmaterial von beauftragten Tierärztinnen und Tier-
ärzten, weiteren beauftragten Personen und Institutionen» (lit. c). § 17
konkretisiert diese Vorgaben wie folgt:

Lässt eine Tierärztin oder ein Tierarzt den Verdacht einer auszu-
rottenden Tierseuche (vgl. Art. 128 ff. TSV) oder einer zu bekämpfen-
den Tierseuche (vgl. Art. 212 ff. TSV) aus eigener Initiative abklären,
übernimmt der Kanton ihren oder seinen Aufwand wie auch die Labor-
kosten (Abs. 1). Das betrifft insbesondere Abortuntersuchungen nach
Art. 129 TSV, Salmonellose-Untersuchungen, Leptospiren-Abklärun-
gen und Ähnliches. Bei klinischem Verdacht auf eine hochansteckende
Tierseuche (vgl. Art. 77 ff. TSV) hat die Tierärztin oder der Tierarzt in
jedem Fall sofort und an Ort und Stelle telefonisch das VETA zu kon-
taktieren, sodass sämtliche Probenamen und tierärztlichen Handlun-
gen als angeordnet gelten, mit der Folge, dass das VETA die Kosten für
die Probenamen und Untersuchungen zu tragen hat. 

Bei der Abklärung von lediglich zu überwachenden Tierseuchen
oder von anderen Infektionskrankheiten zahlt der Kanton die Kosten
von privat tätigen Tierärztinnen und -ärzten nur, wenn das VETA die
Untersuchung angeordnet hat (Abs. 2). Die zu überwachenden Tier-
seuchen umfassen gegenwärtig eine Liste von rund 30 Infektionskrank-
heiten (Art. 5 und 291 TSV), die von wirtschaftlicher Bedeutung sind
oder die ein Potenzial als Zoonosen haben, für die jedoch keine staat-
liche Bekämpfung festgelegt ist. Hier sollen vor allem die Laborunter-
suchungen ausgewertet werden, die aus ohnehin erfolgter tierärzt-
licher Tätigkeit anfallen. Eine allgemeine Kostenübernahme durch das
VETA wäre unverhältnismässig. Im Einzelfall soll das VETA aber die
Möglichkeit haben, die Kosten zu übernehmen. Dies kann insbeson-
dere dann angezeigt sein, wenn es um die Abklärung eines Härtefalls
geht oder wenn eine Tierseuche oder eine andere Infektionskrankheit
über eine gewisse Zeitspanne beobachtet werden soll. Als Beispiele
können hier die Untersuchungen im Jahr 2012 auf das erstmals aufge-
tretene Schmallenberg-Virus bei Rind und Schaf oder die nachträg-
lichen Abklärungen von Importrindern auf Besnitiose genannt werden. 

Für die tierseuchenrechtlichen Präventionsprogramme regelt Abs. 3
das Vorgehen und den Einbezug der Schadenskommission nach § 8
Abs. 4 KTSG. Ebenso wird hier die Kostentragung für die Abklärung
von Schäden bei einzelnen Präventionsprogrammen normiert. Ein sol-
ches Präventionsprogramm wurde letztmals 2010 wegen der Blauzun-
genkrankheit angeordnet. Zugeschnitten auf jedes einzelne Präven-
tionsprogramm (Bezeichnung des Virus, gegen das geimpft werden
soll, des Impfstofftyps und der zu impfenden Tierart bzw. Tiergruppe),
legt das VETA nach Anhörung der Schadenskommission fest, welche
Proben und Daten bei geltend gemachten Schäden zu erheben sind.
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Dabei ist zu betonen, dass Impfschäden nie direkt bewiesen, sondern
nur durch Ausschluss anderer Ursachen glaubhaft dargelegt werden kön-
nen. Bei Aborten sind z.B. die wesentlichen infektiösen Ursachen,
Missbildungen und Zwillingsträchtigkeit auszuschliessen. Gelingt dies
und stimmt zudem die Zeitperiode mit der Impfung überein, wird der
Zusammenhang als glaubhaft beurteilt. Die Kosten für die Proben-
erhebung durch die Tierärztin oder den Tierarzt und die Labor- und
Pathologieuntersuchungen übernimmt das VETA jedoch unabhängig
vom Ergebnis der Untersuchungen. 

Das VETA bezeichnet die Laboratorien und Institute, welche die
vom Kanton finanzierten Untersuchungen durchführen, unter Berück-
sichtigung einiger in Abs. 4 genannter Kriterien. Finanziert der Bund
Laboruntersuchungen direkt, so bezeichnet er das damit beauftragte
Labor. Das Bundesamt für Veterinärwesen wird inskünftig vermehrt
Laborkosten bei Überwachungsuntersuchungen aus den Schlacht-
abgaben (vgl. den am 1. Januar 2013 in Kraft getretenen Art. 56a Abs. 1
und 3 TSG) tragen, welche die Viehhandelsumsatzgebühren ablösen.

§ 18. Entsorgung
In Konkretisierung von § 7 und § 10 Abs. 1 lit. a KTSG wird festge-

legt, dass der Kanton die Kosten der Tierkörperentsorgung im Falle
von hochansteckenden, auszurottenden oder zu bekämpfenden Tier-
seuchen ganz übernimmt. Gleiches gilt bei andern Tierseuchen und
übertragbaren Krankheiten, sofern das VETA eine Abklärung ange-
ordnet hat.

§ 19. Entschädigung für weitere Vollzugsaufgaben
Im Rahmen der Kostentragung der Tierseuchenprävention und -be-

kämpfung ist auch die Entschädigung der beauftragten Personen zu
regeln. Dies betrifft die Tierärztinnen und Tierärzte, die Bieneninspek-
torinnen und -inspektoren, die Schätzungsexpertinnen und -experten,
die für Spezialfälle Beauftragten und die Hilfskräfte. Der höchste Stun-
densatz beträgt Fr. 180 (Abs. 1), was der bisherigen Praxis entspricht
(vgl. Verfügung der Gesundheitsdirektion vom 30. Mai 2008: Entschä-
digung von Beauftragten des VETA). Die grosse Spanne ergibt sich
aus der Unterschiedlichkeit der zu erfüllenden Aufgaben. 

In der Vernehmlassung wurde angeregt, den höchsten Ansatz auf
Fr. 120 pro Stunde zu beschränken, da ein beträchtlicher Teil der Ent-
schädigungen durch Tierhalterbeiträge finanziert werde und deshalb
in einem entsprechenden Verhältnis stehen müsse. Dieser Anregung
kann nicht gefolgt werden, da sich auf dem Markt kaum Tierärztinnen
und Tierärzte finden lassen, die bereit sind, zu einem Stundenansatz
von nur Fr. 120 zu arbeiten. Das VETA richtet heute grundsätzlich
Fr. 151.50 pro Stunde an Tierärztinnen und Tierärzte aus. Die Tarif-
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empfehlung der Gesellschaft Schweizer Tierärztinnen und Tierärzte
(GST) liegt noch wesentlich höher.

Nach Abs. 2 kann das VETA Entschädigungen beispielsweise in
der Form einer jährlichen Pauschale, einer Pauschale für einzelne Voll-
zugsaufgaben oder nach Zeitaufwand festsetzen.

§ 20. Ordentliche Tierhalterbeiträge
Nach § 11 Satz 1 KTSG müssen Halterinnen und Halter von Tie-

ren, die nach Bundesrecht registrierungspflichtig sind, Beiträge zur
Finanzierung der Leistungen in den Bereichen Prävention und Be-
kämpfung von Tierseuchen leisten. Schon seit über zehn Jahren regis-
trierungs- und damit weiterhin beitragspflichtig ist die Haltung von
Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen. Die Haltung von Pferden,
Geflügel, Bienenständen und Nutzfischen hingegen ist erst seit weni-
gen Jahren registrierungspflichtig; neu werden auch für solche Tierhal-
tungen Gebühren zu entrichten sein. Von der Beitragspflicht aus-
genommen sind die Halterinnen und Halter von Hunden (§ 11 Satz 2
KTSG), denn für Hunde sind gestützt auf das Hundegesetz (LS 545.5)
jährliche Abgaben zu entrichten. 

Abs. 1 legt für die einzelnen Tiergattungen die Höhe Tierhalterbei-
träge fest. Dabei wird die Terminologie von Art. 6 TSV übernommen.
Demnach handelt es sich bei Equiden um domestizierte Tiere der
Pferdegattung (Pferd, Esel, Maultier, Maulesel) und bei Hausgeflügel
um in Gefangenschaft gehaltenes Geflügel. 

Abs. 1 regelt nur die ordentlichen Tierhalterbeiträge. Diese dienen
der Mitfinanzierung der «voraussichtlichen ordentlichen jährlichen
Aufwendungen für die Prävention und Bekämpfung von Tierseuchen»
(§ 12 Abs. 2 KTSG). Ausserordentliche Tierhalterbeiträge nach § 13
KTSG – sie dienen der Mitfinanzierung von besonderen Programmen
zur Prävention oder Bekämpfung von Tierseuchen – werden vom Re-
gierungsrat für jedes Programm einzeln festgelegt. Die früheren Son-
derbeiträge für die Blauzungenimpfung wurden inzwischen ersatzlos
aufgehoben, da das Virus der Blauzungenkrankheit (Serotyp 8) erfolg-
reich beseitigt worden ist und keine Impfungen mehr notwendig sind. 

Die Beiträge für Tierhaltungen, für die schon bisher Gebühren zu
entrichten waren, werden um rund 10% erhöht. Im Wesentlichen soll
damit die seit Mai 2000 aufgelaufene Teuerung ausgeglichen werden.
Der Anregung aus der Vernehmlassung, wonach die Beiträge unverän-
dert bleiben sollen, wird somit nicht entsprochen. Für Tierhaltungen,
die bisher keiner Beitragspflicht unterstanden, werden die Beiträge
mit Blick auf die Abgabenhöhe der bisher beitragspflichtigen Tierhal-
tungen und unter Berücksichtigung der Steuerwerte der Tiere fest-
gelegt. 
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Die vorgesehenen Beiträge liegen unter den durch § 12 Abs. 3
KTSG bestimmten Höchstbeträgen von 1% bzw. 3% des durchschnitt-
lichen Steuerwerts von Tieren der betreffenden Gattung. Beispiels-
weise könnte für Schafe (Steuerwert Fr. 150 pro Tier) eine Gebühr von
Fr. 1.50 erhoben werden. Diese Grenze wird mit dem in Abs. 1 lit. e
vorgesehenen Beitrag von Fr. 0.45 bei Weitem nicht erreicht. Gemäss
§ 12 Abs. 2 KTSG dürfen die Tierhalterbeiträge gesamthaft höchstens
einen Drittel der voraussichtlichen ordentlichen jährlichen Aufwen-
dungen für die Prävention und Bekämpfung von Tierseuchen decken.
§ 14 KTSG regelt zudem die Zweckbindung der Tierhalterbeiträge
und die jährliche Berichterstattung über deren Verwendung. Die Be-
richterstattung über die Einhaltung der Finanzierungsquote der Tier-
halterbeiträge und deren Verwendung wird jährlich im Geschäftsbericht
des Regierungsrates erfolgen. Mit den hier vorgesehenen Gebühren-
sätzen ist für 2014 mit Tierhalterbeiträgen von über Fr. 300 000 zu rech-
nen, wovon rund Fr. 125 000 dem verbleibenden Fondsbestand zu ent-
nehmen sind (vgl. § 17 Abs. 3 KTSG). Diesem Betrag stehen budgetierte
Aufwendungen von über Fr. 2 000 000 gegenüber. Die Grenze von
einem Drittel der Kosten für die Prävention und Bekämpfung der Tier-
seuchen bleibt damit gewahrt.

Gemäss § 12 Abs. 4 KTSG beträgt der Mindestbetrag pro Tierhal-
terin oder Tierhalter Fr. 30, wobei der Regierungsrat diesen Wert der
Teuerung anpassen kann. Da das Gesetz erst vor Kurzem beschlossen
worden ist, ist eine solche Anpassung zum jetzigen Zeitpunkt nicht nötig
(Abs. 2). Insgesamt sind nun rund 8450 Tierhalterinnen und Tierhalter
abgabepflichtig. Von den rund 4000 Personen, die neu abgabepflichtig
sind, dürfte eine Mehrheit den Mindestbetrag von Fr. 30 zu entrichten
haben.

Die Tierhalterbeiträge werden auf der Grundlage der Tierbestands-
erhebung gemäss Art. 2 und 5 der Landwirtschaftlichen Datenverord-
nung vom 7. Dezember 1998 (SR 919.117.71) festgesetzt (Abs. 3). Die
Bestandesdaten (Anzahl Tiere pro Gattung und Kategorie) können
heute noch nicht umfassend dem kantonalen Betriebsdatensystem für
landwirtschaftliche Betriebe entnommen werden. Deshalb erfolgt die
Berechnung wo nötig gestützt auf das Bestandesregister des VETA
(vgl. Übergangsbestimmungen in § 25). 

Das VETA stellt den Tierhalterinnen und Tierhaltern im Herbst
oder sobald die dazu notwendigen Daten im Jahresverlauf vorliegen
Rechnung. Im Einverständnis mit der Tierhalterin oder dem Tierhalter
werden im Einzelfall die Beiträge von den landwirtschaftlichen Di-
rektzahlungen abgezogen. Die Unkosten, die durch nicht fristgerecht
bezahlte Beiträge entstehen, werden nach verwaltungsrechtlichem
Grundsatz zusätzlich verrechnet. 
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§ 21. Gebühren
Diese Bestimmung regelt die Gebührenerhebung durch das VETA

und den Gebührenrahmen im Bereich der Prävention und der Be-
kämpfung von Tierseuchen (Abs. 1). Die Gebühren sollen grundsätz-
lich nach Zeitaufwand für die konkrete Amtshandlung festgesetzt wer-
den. Die Verordnung gibt hierzu einen Rahmen von Fr. 80 bis Fr. 160
pro Stunde Aufwand vor. Der Sachaufwand (z.B. Laboruntersuchun-
gen oder Sachauslagen) soll nach den tatsächlich anfallenden Kosten
berechnet werden (Abs. 2). In der Vernehmlassung wurde gefordert,
den Höchstbetrag bei Fr. 120 pro Stunde festzusetzen. Dieser Anre-
gung wird nicht gefolgt. Wie erwähnt, muss das VETA auf Mitglieder
von Berufsgruppen zurückgreifen, die kaum bereit sind, einen so tie-
fen Stundenansatz zu akzeptieren. Zudem werden die Gebühren der
Gesuchstellerin oder dem Gesuchsteller auferlegt. Wenn aber die einer
Gesuchstellerin oder einem Gesuchsteller für konkrete Verwaltungs-
tätigkeiten aufzuerlegenden Gebühren unter die Selbstkosten gesenkt
würden, sänke der Kostendeckungsgrad, weshalb die Differenz zu den
tatsächlichen Kosten über die allgemeine Tierhalterbeiträge finanziert
werden müsste.

Zur Vereinfachung sollen Pauschalgebühren für Personal- und
Sachaufwand erhoben werden können (z. B. Grundgebühren, Zu-
schläge, Wegpauschalen, Pauschalen für Sachaufwand oder Schreibge-
bühren). Solche Pauschalen sind im Sinne von Durchschnittskosten
festzusetzen (Abs. 3).

§ 22. Kostentragung
Gebühren werden im Tierseuchenbereich vorrangig für bewilli-

gungspflichtige Tätigkeiten (z.B. Einsammeln, Transportieren und
Verarbeiten tierischer Nebenprodukte, Durchführen von Märkten und
Ausstellungen, Ausüben der künstlichen Besamung, Führen von Wan-
derschafherden) und für Dienstleistungen bei der Ein- und bei der
Ausfuhr von Tieren und tierischen Produkten erhoben. Während § 21
Vorgaben zur Gebührenhöhe macht, regelt diese Bestimmung die
Frage, wer die Gebühr zu entrichten hat (Abs. 1). 

Kontrollen, Verdachtsabklärungen und Massnahmenverfügungen
sind gebührenfrei, es sei denn, die betreffende Person verursacht
durch Fehlverhalten oder Missachten von Vorgaben den betreffenden
Aufwand (Abs. 2). In solchen Fällen werden die Kosten ganz oder teil-
weise überbunden. 
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§ 23. Nutzung des Informationssystems des Bundes
Das Bundesrecht, das kantonale Gesetz über die Information und

den Datenschutz sowie das KTSG regeln die Gesichtspunkte des
Datenschutzes bis auf wenige Bestimmungen auch für den Bereich der
Prävention und der Bekämpfung von Tierseuchen umfassend. 

Gemäss Art. 54a Abs. 8 TSG sind die Kantone, die das Informa-
tionssystem des Bundes für ihre eigenen Vollzugsaufgaben nutzen,
verpflichtet, für ihren Bereich den Datenschutz zu regeln und ein Or-
gan zu bezeichnen, das die Einhaltung dieser Regeln überwacht. Diese
Überwachung wird von der Direktion sichergestellt. In Ausführung
von § 16 Abs. 1 KTSG ist einzig festzulegen, wer das Informations-
system des Bundes in welchem Umfang für das Veterinärwesen nutzen
darf. Dabei wird sinnvollerweise auf die Zugriffs- und Bearbeitungs-
rechte gemäss Anhang 1 der Verordnung vom 29. Oktober 2008 über das
Informationssystem für den öffentlichen Veterinärdienst (SR 916.408;
ISVet-V) verwiesen (Abs. 1). Die Administratorenrolle in diesem Sys-
tem wird der für die Qualitätssicherung im VETA zuständigen Person
zugewiesen (Abs. 2). Im Weiteren erhalten alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des VETA die Rechte der kantonalen Veterinärbehörde
im System (Abs. 3). Die Rechte im System von Beauftragten sind im
Auftrag konkret zu umschreiben (Abs. 4).

In der Vernehmlassung wurde angeregt, auf Abs. 4 zu verzichten,
da tierseuchenrelevante Daten aus datenschutzrechtlichen Gründen
nur den Vollzugsbehörden und den Gemeinden, nicht aber beliebigen
Dritten zur Verfügung stehen dürften. Sollten dennoch Dritte beauf-
tragt werden, müsste der Begriff Dritte konkreter definiert werden.
Diesen Anregungen wird nicht gefolgt. Es ist unumgänglich, dass bei-
spielsweise Tierärztinnen und Tierärzte auf die Datenbank ihrer Pro-
jekte bzw. zu betreuenden Betriebe Zugriff haben. Auch Kontrolleurin-
nen und Kontrolleure des ZBV müssen auf die Datenbank zugreifen
können, andernfalls sie nicht mehr für Abklärungen im Auftrag des
VETA beigezogen werden könnten. Das VETA ist auf private Kont-
rolleurinnen und Kontrolleure beispielsweise für Ohrstanzproben an-
gewiesen. Die geforderte Einschränkung des Begriffs Dritte kann und
soll erst im konkreten Anwendungsfall erfolgen, indem der Umfang
der Zugriffs- und Bearbeitungsrechte im Auftrag festzulegen ist (Abs. 4
letzter Satz). 

§ 24. Entnahme von Tierhalterbeiträgen aus dem Tierseuchen-
fonds

Nach § 17 Abs. 3 KTSG sind die im Tierseuchenfonds verbleiben-
den Mittel zur Senkung der ordentlichen und ausserordentlichen Tier-
halterbeiträge von Halterinnen und Haltern derjenigen Tiergattungen
einzusetzen, für die früher Beiträge in den Tierseuchenfonds zu leisten
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waren. Hierbei handelt es sich um Tiere der Rinder-, Schweine-, Schaf-
und Ziegengattung, Neuweltkameliden, in Gehegen gehaltenes Wild
der Ordnung Paarhufer und um Bienenvölker. Die Halterinnen und
Halter solcher Tiere haben deshalb nur den Mindestbeitrag von Fr. 30
zu bezahlen, solange der Fonds noch Mittel aufweist. Für Tiere der
übrigen in § 20 genannten Tiergattungen sind hingegen die dort ge-
nannten Beiträge zu leisten. Dies gilt auch dann, wenn die Tierhalterin
oder der Tierhalter zudem Tiere hält, für die übergangsrechtlich keine
Beiträge zu bezahlen sind (Abs. 1). 

Das VETA berechnet die Differenz zwischen dem Beitrag, den
eine Tierhalterin oder ein Tierhalter neurechtlich bezahlen müsste
(Beitrag nach § 20 dieser Verordnung oder Mindestbeitrag nach § 12
Abs. 4 KTSG), und dem übergangsrechtlich geschuldeten Beitrag. Es
belastet die Differenz jährlich im Dezember dem Fondsvermögen und
schreibt sie der Betriebsrechnung des VETA gut (Abs. 2). Reicht in
einem Jahr der Fondssaldo nicht mehr aus, werden die Tierhalterbei-
träge anteilsmässig pro Tier über den Mindestbetrag hinaus in Rech-
nung gestellt (Abs. 3).

§ 25
Vgl. die Bemerkungen zu § 20 Abs. 2.

D. Auswirkungen der Verordnung

1. Finanzielle Auswirkung auf den Kanton

Das KTSG sieht vor, dass der Kanton Tierhalterinnen und Tier-
halter auch dann für Tierverluste und Aborte entschädigt, wenn ein
Zusammenhang mit behördlich angeordneten Präventionsmassnah-
men, insbesondere Impfungen, glaubhaft gemacht ist (§ 8 Abs. 1 lit. a
KTSG). Daraus dürfte sich eine gewisse Mehrbelastung für den Kan-
ton ergeben, was allerdings Folge des neuen Gesetzes und nicht der
vorliegenden Verordnung ist. Die Mehrkosten setzen sich zusammen
aus den Entschädigungen für umgestandene Tiere und Aborte, aus den
Kosten für Probenahmen und Laboruntersuchungen und aus den Kos-
ten, die durch den Einsatz der beratenden Kommission nach § 8 Abs. 4
KTSG entstehen (vgl. §§ 15, 16 und 17 Abs. 3 dieser Verordnung). 

In Jahren mit umfassenden Präventionsmassnahmen (beispiels-
weise mit einem umfassenden Impfprogramm) dürften Zusatzkosten
für Laboruntersuchungen von rund Fr. 20 000 anfallen, ferner Tierarzt-
kosten und Entschädigungen für Tierverluste und Aborte infolge Prä-
vention von rund Fr. 10 000. Jährlich ist zudem mit Ausgaben von
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Fr. 10 000 für die Schadenskommission zu rechnen. Im Ergebnis haben
die Neuerungen insgesamt nur geringe finanzielle Auswirkung auf den
Kanton.

Die Abschaffung des Tierseuchenfonds hat keine Auswirkungen
auf die finanzielle Belastung des Kantons, weil der Kanton schon bis-
her sämtliche durch die Tierhalterbeiträge und Gebühren nicht gedeck-
ten Kosten der Tierseuchenbekämpfung und -prävention getragen hat.
Allerdings nehmen die Schwankungen in der jährlichen Belastung des
Kantons im Vergleich zu bisher etwas zu, weil die ausgleichende Wir-
kung des Fonds entfällt.

2. Finanzielle Auswirkung auf die Gemeinden

Die Aufgaben und finanziellen Belastungen der Gemeinden be-
schränken sich wie bisher auf den Bereich des Sammelns und Trans-
portierens von tierischen Nebenprodukten (bisher «tierische Abfälle»)
und deren Verarbeitung, Verwertung oder Verbrennung (§ 5 Abs. 1
und § 7 Abs. 1 KTSG; § 12 KTSV). So haben die Gemeinden die Kos-
ten für den Direkttransport der Grosstierkörper und den Transport
von tierischen Nebenprodukten ab den regionalen Sammelstellen wie
auch die Verarbeitungs-, Verwertungs- oder Verbrennungskosten zu
übernehmen, wobei die Gemeinden die Ausgaben auf die Inhaberin-
nen und Inhaber der tierischen Nebenprodukte überwälzen können
(§ 7 Abs. 1 und 2 KTSG). Das Nähere zu diesen Kosten ist indessen
nicht in der vorliegenden Verordnung zu regeln, sondern in einer Ver-
fügung der Gesundheitsdirektion (vgl. § 7 Abs. 1 KTSG), die gleichzei-
tig mit der KTSV erlassen werden soll. Es ist vorgesehen, das bisherige,
aufwendige Verrechnungsmodell mit Akontozahlungen durch einen
wesentlich einfacher handhabbaren Gebührentarif zu ersetzen. Insge-
samt werden die von den Gemeinden zu tragenden Kosten für die Ent-
sorgung tierischer Nebenprodukte vergleichbar sein mit den im Jahr
2012 erhobenen, wobei Gemeinden mit vielen Direktabholungen von
Grosstierkörpern (vgl. § 13 Abs. 1 Satz 2) mehr, städtische Gemeinden
jedoch weniger zu zahlen haben werden. 

Anzufügen ist, dass wie bisher ein Teil der Transportkosten nicht
durch die Gemeinden zu tragen sind: Etwa 40% der Kosten für den
Abtransport ab regionaler Sammelstelle sollen den Gemeinden nicht
verrechnet werden, da die bestehende Transportinfrastruktur auch auf
den Seuchenfall ausgerichtet ist (Anzahl und Dichtigkeit der Behälter)
und so Mehrkosten verursacht (vgl. § 2 KTSG). Ebenso trägt das
Veterinäramt die Kosten der Entsorgung von Seuchentieren (vgl. § 7
Abs. 1 KTSG).
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Die Rechnungsstellung an die Gemeinden soll vierteljährlich erfol-
gen, und zwar auf der Grundlage der dem VETA von den Gemeinden
und dem zuständigen Entsorgungsbetrieb gemeldeten Mengen und
weiteren Daten.

3. Auswirkungen auf Tierhalterinnen und Tierhalter

Die administrativen und finanziellen Auswirkungen auf die Tier-
halterinnen und Tierhalter ergeben sich im Wesentlichen bereits aus
dem Tierseuchengesetz des Bundes oder dem kantonalen Tierseuchen-
gesetz; die vorliegende Verordnung konkretisiert die dort geregelten
Pflichten lediglich. Zu nennen sind:
– Die Gemeinden können die ihnen vom Kanton in Rechnung ge-

stellten Kosten für den Transport sowie die Verarbeitung, Verwer-
tung oder Verbrennung von tierischen Nebenprodukten auf die
frühere Inhaberin oder den früheren Inhaber dieser Produkte
überwälzen. Gleiches gilt für die Kosten der Gemeinden für das
Sammeln und Zwischenlagern von tierischen Nebenprodukten.

– Nach bisherigem Recht mussten nur Tierhalterinnen und Tierhal-
ter von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen und Bienen und Neu-
weltkameliden Beiträge zur Finanzierung der jährlichen Aufwen-
dungen für die Prävention und Bekämpfung von Tierseuchen leisten
(§ 21 Abs. 1 aKTSV). Neu müssen Beiträge für sämtliche Tiere ge-
leistet werden, deren Haltung nach Bundesrecht zu registrieren ist
(§ 11 KTSG). Von dieser Neuerung betroffen sind Halterinnen und
Halter von Pferden, von Geflügel und von Nutzfischen. Zur Höhe
der Beiträge kann auf § 20 KTSV und die vorstehenden Erläute-
rungen dazu verwiesen werden. Die Erhebung der Tierhalterbei-
träge führt zu keinem administrativen Mehraufwand für die Tier-
halterinnen und Tierhalter, denn die für die Rechnungsstellung
erforderlichen Daten bezieht das VETA aus der landwirtschaftli-
chen Datenbank (LANAVET). Mit Einverständnis der Tierhalte-
rin oder des Tierhalters werden die Beiträge direkt von den land-
wirtschaftlichen Direktzahlungen abgezogen.

– Im Zusammenhang mit dem Tierverkehr vermindert die vorlie-
gende Verordnung die administrative Belastung der Tierhalterin-
nen und Tierhalter in dem Sinne, dass gewisse, für den Alpauftrieb
erforderliche benötigte Dokumente auch für die Rückführung der
Tiere verwendet werden können (vgl. § 10). 

– Die Kosten gewisser tierseuchenpolizeilicher Massnahmen werden
nach § 22 den Verursacherinnen und Verursachern überbunden.
Dies gilt insbesondere für Personen, die ein Gesuch um Erlass
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einer tierseuchenpolizeilicher Massnahme stellen, ferner für den
Empfängerbetrieb bei Massnahmen anlässlich der Einfuhr von
Tieren und tierischen Nebenprodukten, dem Herkunftsbetrieb bei
Massnahmen anlässlich der Ausfuhr von Tieren usw. Die gebüh-
renbegründenden Massnahmen selbst richten sich nach den ein-
schlägigen Bestimmungen des übergeordneten Tierseuchenrechts
von Bund und Kanton.

– Der administrative Aufwand zufolge Meldepflicht von Märkten
und Ausstellungen (§ 5) ist sehr gering. Das betreffende Formular
steht zum Download auf der Homepage des VETA bereit oder
kann dort online ausgefüllt werden. Jährlich finden rund 45 Märkte
und Ausstellungen im Kanton Zürich statt. Davon sind zwei bis
drei bewilligungspflichtig (vgl. Art. 27 TSV).
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der administra-

tive und finanzielle Mehraufwand der Tierhalterinnen und Tierhalter
gering ist.

E. Inkraftsetzung von Gesetz und Verordnung

Das neue kantonale Tierseuchengesetz stellt die Finanzierung der
Tierseuchenbekämpfung auf eine neue Grundlage. Bisher stand hier-
für der sogenannte Tierseuchenfonds zur Verfügung, der durch Gebüh-
ren aus dem Vollzug der Tierseuchen- und Viehhandelsgesetzgebung,
durch Einlagen aus den Staatsmitteln des Kantons, durch Tierhalter-
beiträge und durch Beiträge des Bundes geäufnet wurde (§ 13 Abs. 1
aKTSG). Neu werden sämtliche Kosten der Tierseuchenbekämpfung
über die Betriebsrechnung des VETA beglichen, wobei auch die Tier-
halterbeiträge dort einfliessen. Der bisherige Tierseuchenfonds wird
nicht weiter geäufnet. Der Fondsbestand wird zum Teil dem Kanton
zugeführt; die verbleibenden Mittel werden bis zur vollständigen Til-
gung für die Senkung der ordentlichen Tierhalterbeiträge eingesetzt.

Das neue Finanzierungssystem der Tierseuchenbekämpfung ist auf
Beginn eines Rechnungsjahres einzuführen. Würde es während eines
laufenden Rechnungsjahres eingeführt, müsste die Buchhaltung in
diesem Jahr zweifach geführt und komplizierte Zwischenabschlüsse
vorgenommen werden. Dies rechtfertigt es, das neue kantonale Tier-
seuchengesetz zusammen mit der neuen kantonalen Tierseuchenver-
ordnung auf den 1. Januar 2014 in Kraft zu setzen. Dies bedingt eine
Verkürzung der Frist zur Anfechtung der Verordnung auf 15 Tage. 


